
ImUS-Kongress nimmtdieKritik andenÜber-
wachungsaktivitäten der NSA zu – allerdings
nur, sofern davon amerikanische Staatsbür-
ger betroffen sind. Bei einerAnhörung im Jus-
tizausschussdesSenats amMittwoch bezwei-
felten demokratische und republikanische
Parlamentarier, obdie Speicherung von soge-
nannten Telefon-Metadaten durch die NSA
notwendig und zweckmäßig sei, umTerroran-
schläge zu verhindern. Zuvor hatte es bereits
im Abgeordnetenhaus scharfe Kritik an dem
Programm gegeben, eine Gesetzesvorlage,
die es stoppen sollte, scheiterte nur knapp.

Wie der frühere Geheimdienstmitarbeiter
Edward Snowden enthüllt hat, lässt sich die
NSA von den Telekommunikationskonzernen
dieMetadaten sämtlicher in den USA geführ-
ter Telefonate übermitteln und speichert die-

se. Als Metadaten bezeichnetman die beiden
Telefonnummern, zwischen denen eine Ver-
bindungbestandenhat, denZeitpunktdesGe-
spräches sowie dessen Dauer. Personenna-
men, die zu bestimmten Anschlüssen gehö-
ren, sowie die Gesprächsinhalte zeichnet die
NSA nach eigenen Angaben nicht auf.

Die US-Regierung und die Geheimdienste
beharrendarauf, dassdieDatensammelei ers-
tens legal und zweitens notwendig sei, um
Terroristen auf die Spur zu kommen. Das Pro-
grammwerde vomKongress sowie einemda-
für zuständigen Gericht überwacht.

Kritiker haltendementgegen, dass das ver-
dachtslose Abgreifen von Telefondaten in
den USA der Verfassungwiderspreche. Deren
vierter Zusatzartikel verbietet willkürliche
Durchsuchungen von Privatbesitz. Nach An-

sicht der US-Regierung fallen Telefon-Meta-
daten aber nicht unter den Zusatz.

Der Vorsitzende des Justizausschusses, der
demokratische Senator Patrick Leahy, zwei-
felte am Mittwoch die Angaben der Regie-
rung an, wonach durch das Metadaten-Pro-
gramm bereits etliche Terroranschläge ver-
hindert worden seien. „Wenn dieses Pro-
gramm nicht effektiv ist, muss es eingestellt
werden. Bisher hatmich das, was ich gesehen
habe, nicht überzeugt.“

Vertreter der NSA räumten ein, dass an
dem Programm Änderungen denkbar wären,
verteidigten es aber als wertvolles Instru-
ment. Das Ausspähprogramm Prism, mit
dem die NSA den Datenverkehr außerhalb
der USA überwacht, kam bei der Anhörung
nicht zur Sprache.  HUW
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D ie Präsentation, das wird schnell
klar, soll zeigen, was der Geheim-
dienst alles drauf hat: Angriffe auf

Netzwerke etwa, gezielte Desinformation,
das Installieren vonTrojanersoftware. Das
volle Programm eines Nachrichtendiens-
tes eben. Das britische Government Com-
munications Headquarters (GCHQ) kann
alles, zumindest präsentiert sich der Ge-
heimdienst so in jenenPowerpoint-Folien,
andiederWhistleblowerEdwardSnowden
gelangt ist. Die Süddeutsche Zeitung und
der NDR bekamen jetzt Einblick in die Do-
kumente.

Seite für Seiteoffenbaren siedasSelbst-
verständnis eines Dienstes, der jegliches
Gefühl für Verhältnismäßigkeit verloren
hat, dem Digital-Wahn verfallen ist und
mit seinem amerikanischen Partner, der
National Security Agency (NSA), weltweit
MillionenMenschen abhört und ausspäht.
Vor allemaber liefert die Präsentation das,
was Snowden zu Beginn seiner Enthüllun-
gen die „Kronjuwelen“ nannte: die Namen
jener Telekomfirmen, die den geheimen
Diensten beimAusspähen helfen oder hel-
fenmüssen.

In den internen Papieren des GCHQ aus
dem Jahr 2009 stehen sie nun aufgelistet:
Verizon Business, Codename: Dacron, Bri-
tish Telecommunications („Remedy“), Vo-
dafone Cable („Gerontic“), Global Crossing
(„Pinnage“), Level 3 („Little“), Viatel („Vi-
treous“) und Interoute („Streetcar“). Es ist
die Crème de la Crème jener Firmen, die
große Teile der weltweiten Internet-Infra-
struktur beherrschen. Sie besitzen Unter-
seekabel, ihnengehörensogenannteBack-
bone-Netze – die das Rückgrat des Inter-
nets sind – und sie unterhalten riesige Re-
chenzentren. Mit ihrer (manchmal unfrei-
willigen) Hilfe steht den Spähern vom
Dienstdasgesamte Internetoffen.EinPro-
grammderGCHQheißt „Mastering the In-
ternet“ und das ist kein leerer Slogan: Das
Internet beherrschen sie.

EinigeFirmen,so legenesdieGCHQ-Do-
kumente nahe, entwickelten eigens eine
Software zum Ausspähen und wurden da-
für vomGCHQ entlohnt. Sie ließen sich al-
so dafür bezahlen, dass sie ihre eigenen
Kundenausspionierten.Allegebensichun-
schuldigundsindverschwiegen.BritishTe-
lecommunications (BT) beispielsweisewill
auf Anfrage nicht Stellung nehmen. Ähn-
lich hatte dasUnternehmen schon vor fünf
Wochenreagiert,als erstmalsbekanntwur-
de, dass BT für die Spione Ihrer Majestät

Daten vom Überseekabel TAT-14 abzapft,
das Deutschland mit Frankreich, den Nie-
derlanden,DänemarkundAmerikaverbin-
det. Die interne GCHQ-Präsentation zeigt
nun: Private Telekommunikationsanbie-
ter sinddeutlich stärker indieAbhöraktio-
nen ausländischer Geheimdienste verwi-
ckelt als bislang angenommen.

Jede der sieben Firmen ist demnach für
das Abhören eines eigenen Teils des welt-
weiten Glasfasernetzes verantwortlich. Da
sindUlysses 1undUlysses2,mit einemNa-
men, den die Welt vorher nur aus der gro-
ßenLiteraturkannte.DiebeidenGlasfaser-
kabel verbinden das französische Calais
mitDoversowie Ijmuiden indenNiederlan-
den mit Lowestoft in Großbritannien. Be-
treiber ist VerizonBusiness. Die Firma teilt
mit: „DieGesetze eines jeden Landes, auch
inGroßbritannienundDeutschland, erlau-
ben den Regierungen, ein Unternehmen
unterbestimmtenUmständenzurHeraus-
gabe von Informationen zu verpflichten.“
Soll wohl heißen: Wenn britische Gerichte
es anordnen, muss Verizon die Geheimen
an die Daten seiner Kunden lassen.

BereitsAnfangJuniwarbekanntgewor-
den,dassVerizonvomamerikanischenGe-
heimgericht Foreign Intelligence Surveil-
lanceCourtgezwungenwurde,demUS-Ge-
heimdienst National Security Agency „ei-
neelektronischeKopie“sämtlicherVerbin-
dungsdaten zu übergeben. Auffällig war
schon damals: Die Court-Order hatte die
laufendeNummer 13-80,war alsowomög-
lich schon die Order an das 80. Unterneh-
men allein im Jahr 2013.

Die SZ hat nun alle Unternehmen ange-
schrieben und sie mit den internen Papie-
ren des britischen Geheimdienstes kon-
frontiert. Lediglich Viatel bestreitet, dem
GCHQ „Zugang zu unserer Infrastruktur
oder zu Kundendaten“ verschafft zu ha-
ben.DasUnternehmenInteroute,daswelt-
weit 60 000 Kilometer Glasfasernetz be-
sitzt, antwortete: „Wie alle Telekommuni-
kations-Anbieter in Europa sind wir ver-
pflichtet, die europäischen und nationalen
Rechte einschließlich solcher zu Daten-
schutzundVorratsdatenspeicherungzuer-
füllen. Von Zeit zu Zeit erhalten wir Anfra-
gen von Behörden, die durch unsere
Rechts- und Sicherheitsabteilungen ge-
prüft und wenn sie rechtlich einwandfrei
sind, entsprechend bearbeitet werden.“

Nachallem,wasbislangbekannt ist,wä-
ren durch die Kooperation der Unterneh-
menmitdemGCHQauchwichtigeKnoten-
punkte des deutschen Internet-Verkehrs
theoretisch zugänglich für ausländische
Geheimdienste. Marktführer Level-3 be-
treibt beispielsweise in Deutschland nach
eigenenAngaben fünf Datencenter in Ber-
lin, Hamburg, Düsseldorf, Frankfurt am
Main und München. Wie vier weitere der
betroffenenUnternehmen ist auchLevel-3
Kunde am Frankfurter Internetknoten-

punktDe-Cix.DieBetreiber bestrittenbis-
lang, ausländischen Nachrichtendiensten
Zugriff zu demKnotenpunkt verschafft zu
haben. Für GCHQ und die NSA würde es
aber fast aufs Gleiche hinauslaufen, wenn
eineFirma,dieandemKnotenangeschlos-
sen ist, Daten ableitet und an sie weiter-
gibt. So ließe sich auch erklären, warum
die Bundesrepublik auf einer Landkarte
der NSA als einziges europäisches Land
gelb eingefärbt ist – als Indikator für be-
sonders intensive Überwachung. Pro Mo-
nat sollen 500 Millionen Datensätze aus
Deutschland beim US-Geheimdienst ein-
laufen.

Level-3 teilte am Donnerstag mit, „kei-
ner fremdenRegierung“denZugang zu ih-
rem Telekommunikationsnetz oder ihren
Einrichtungen in Deutschland gestattet zu
haben. Ob Level-3, das 2011 Global Cros-
sing aufgekauft hat, dem britischen Ge-
heimdienst etwaauf britischemBodenZu-
gangverschafft hat, ließ dasUnternehmen
zunächst offen.

DieZusammenarbeit zwischenamerika-
nischen und britischen Diensten ist altbe-
währt. Sie bauten zusammen mit Neusee-
ländern, Australiern und Kanadiern einen
Ring an Satellitenabhöranlagen rund um
den Globus auf: das sogenannte Projekt
Echelon. Damals konnten sie vieles abhö-
ren, aber nicht alles.

Nun scheint eine neue Stufe erreicht zu
sein. Aus der gemeinsamen Überwachung
ist die totale Überwachung geworden. Und
das GCHQ ist laut Snowden noch viel
„schlimmer“ als die NSA. Manches Detail
in der Power-Point-Präsentation gibt Rät-
sel auf. So findet sich etwa die Formulie-
rung, die Arbeit des britischen Geheim-
dienstes diene dem Wohl der britischen
Wirtschaft. Meint das Wirtschaftsspiona-
ge? Das wäre unschön.

Klar ist: Solche Präsentationen sind
auchPR-Instrumente.DieSoftwareX-Key-
score, so schwärmt die NSA in einer jüngst
ebenfallsöffentlichgewordenenPräsenta-
tion sei das bisher „weitreichendste“ Spio-
nagesystemder US-Regierung. In Echtzeit
könne man beobachten, was eine Zielper-
son tippt. Über eine Zusatzfunktion na-
mens „DNI Presenter“ könne man auf
sämtliche Facebook-Chat-Inhalte einer
Person zugreifen. Auch könne rückwir-
kendüberprüftwerden,was jemand imIn-
ternet gesucht hat. Alles sei möglich. Und
das fast überall.

UnterdemTitel „Wo istX-Keyscore?“ ist
eineWeltkartemit vielen rotenPunktenzu
sehen.An 150OrtenweltweitwirddasPro-
gramm demnach genutzt. Etwa in Brasili-
en, in Somalia – oder eben inDeutschland.
Der Bundesnachrichtendienst arbeitetmit
X-Keyscore, soviel ist bekannt. Auch das
Bundesamt für Verfassungsschutz setzt es
nach eigenen Angaben „testweise“ ein.
Das ist die nette Erklärung für den roten
Punkt in Deutschland.

Die weniger nette Version: Die NSA und
ihre Verbündeten von der Insel spähen die
Bundesrepublik und ihre Bürger im gro-
ßen Stil aus.

München– ImNSU-Prozess sindamDon-
nerstagdieErmittlungsmethodenderPoli-
zei hinterfragt worden. Vertreter der Ne-
benkläger brachten den Kriminalhaupt-
kommissar Albert Vögeler in Bedrängnis,
der bei den Morden in Nürnberg ermittelt
hatte. Anwalt StephanLucas, der den Sohn
des ermordeten Enver Simsek vertritt,
hielt dem Beamten einen alten Vermerk
vor.DarinbehauptetediePolizei, dieFami-
lie desOpfershabe sichbei Vernehmungen
„auffällig“ zurückgehalten und ihrWissen
womöglich nicht preisgegeben. „Woran
wurde das festgemacht?“, fragt Lucas.
„Konkrete Tatsachen haben wir nicht ge-
habt“, sagt Vögeler.

Es war also nur ein Eindruck, ein Ge-
fühl der Ermittler, dass die Angehörigen
des Mordopfers vielleicht mehr wissen
könnten, damit aber hinter demBerg hiel-
ten. Die Polizei hörte ihre Telefone ab und
verwanzte ein Fahrzeug. Die Witwe Adile
Simsek holte gemeinsam mit ihrem Bru-
der bei der Polizei den Sprinter ab, in dem
Enver Simsek imJahr 2000ermordetwor-
den war. Die Beamten hören mit, was sie
und ihrBruder auf der Fahrt sprechen. Viel
ist es nicht, die Fahrgeräusche übertönen
dasmeiste. IhrMannhabenochvieleTräu-
me gehabt, sagt die Witwe. Der Polizei
brachte die Operation keine Erkenntnisse.

So verwandelt sich das Gericht an die-
sem Tag in eine Art weiteren Untersu-
chungsausschuss, in dem das Behörden-

versagen Thema ist. Die Nebenklage-Ver-
treter fragen aber fast alle ruhig und sach-
lich,derBeamteantwortet ebenfallsunauf-
geregt. Im Saal sitzen Angehörige von En-
ver Simsek und hören zu.

Albert Vögeler schildert noch einmal
ausführlich, welche Hinweise es gab, die
die Polizei auf die falsche Fährte führten.
So hatte beispielsweise ein Zeuge behaup-
tet, ein Konkurrent Simseks habe einen
Auftragskiller bestellt. Es gab außerdem
vage Spuren ins Rauschgift-Milieu, die
sich dann nicht bestätigten. Vögeler muss
einräumen, dass lange Zeit überhaupt
nicht in Richtung Rechtsextremismus er-
mittelt wurde, es habe dafür ja keine kon-
kretenAnhaltspunkte gegeben. Adile Sim-
sek hatte den Verdacht, ihr Mann könnte
vonNeonazisermordetwordensein,durch-
aus geäußert. Bei den Ermittlern mochte
ihr niemand glauben.

Zeitweise glaubten die Kommissare
stattdessen, Enver Simsek könnte eine
Freundin gehabt haben. Auch das erwies
sich als falsch, führte aber zu sehr unange-
nehmen Vernehmungen der Witwe. Und
spätestens, als klar wurde, dass es sich um
eine bundesweiteMordserie handelte, war

eineBeziehungstat äußerstunwahrschein-
lich, wie der Nebenklage-Vertreter Yavuz
Narin bei der Befragung des Polizisten gut
herausarbeitet.

Der Anwalt Mehmet Daimagüler, der
Angehörige des Mordopfers Abdurrahim
Özüdogruvertritt, thematisiert schließlich
die umfangreichen Finanzermittlungen,
mitdenendiePolizeidieFamilienüberzog.
Die Beamtenmutmaßten, die Opfer könn-
ten Schwarzgeld kassiert und verschoben
haben. Vögeler sagt nun aber, bei Özüdog-
ru habe es „geordnete Verhältnisse“ und
„keine Auffälligkeiten“ gegeben. So trägt
derProzesstag auchdazubei, dieOpfer der
Mordserie zu rehabilitieren. Nur kurz vor
SchlussstörtderNebenklage-VertreterAd-
nan Erdal die bis dahin sehr sachliche At-
mosphäre durch einen übermäßig aggres-
siven Fragestil. Der Vorsitzende Richter
Manfred Götzl weist ihn scharf zurecht:
„LassenSiedochbittemaldenZeugenaus-
reden. So geht es einfach nicht!“

Beinahewäre das schon das letzteWort
an diesem 31. Verhandlungstag gewesen,
aber dann trägt nach einer kurzen Pause,
in der sich die Gemüter abkühlen sollten,
Stephan Lucas noch eine kurze Erklärung
vor. Sie fasst zusammen, wie die Polizei
überJahrehinwegundzuUnrechteineVer-
wicklung der NSU-Opfer in kriminelle Ge-
schäfte vermutet hatte: „Der Zeuge hat
sehr klar gesagt, dass alle diese Spuren
falsch waren.“  TANJEV SCHULTZ

München – Der Deutsche Gewerk-
schaftsbund (DGB) hat den Handwerks-
innungen vorgeworfen, auf rechtswidri-
ge Art Tarifverträge zu unterlaufen. Der
DGB präsentierte amDonnerstag in
Berlin ein Gutachten des Staatsrecht-
lersWinfried Kluth aus Halle. Darin
vertrat dieser dieMeinung, eine Innung
sei eine öffentlich-rechtliche Einrich-
tung und dürfe ihre Satzung nicht so
verändern, dass auch Betriebe, die Tari-
fe ignorieren wollten, bei ihrMitglied
werden könnten. Eine solche Änderung
stünde allein demGesetzgeber zu, sagte
Knuth. DGB-Vorstandsmitglied Diet-
mar Hexel warf den Innungen vor, den
Betrieben „Fluchthilfe“ aus der Tarifbin-
dung zu leisten. Das Ergebnis sei
„Schmutzkonkurrenz über Schleuder-
preise und Dumpinglöhne“. DE.

Nürnberg – Im Bemühen ummehr
Bürgernähe hat die Bundesagentur für
Arbeit (BA) jetzt auch das Hartz-IV-An-
tragsformular vereinfacht. Seit Donners-
tag setzen alle Jobcenter eine von über-
flüssigen Details befreite Vorlage ein.
Das neue Formular sei zwar um zwei
Seiten länger, dafür aber „optisch ent-
zerrt“, sagte eine Sprecherin. Mit Unter-
stützung von Psychologen sei dafür
gesorgt worden, dass sich Arbeitslose
auf dem Blatt besser zurechtfänden.
Alle Fragen können in der Ich-Form,
also aus demBlickwinkel des Antragstel-
lers, beantwortet werden. DPA

Kritik im US-Kongress

X-Keyscore, schwärmt die NSA,
sei das bisher
weitreichendste Spionagesystem

Befangenheit berücksichtigt
Ombudsmann der Uni Bochum prüft Lammerts Doktorarbeit

München/Berlin – An der Sozialwissen-
schaftlichen Fakultät der Uni Bochum ist
Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) nicht nur ein alter Bekannter, son-
dern auch ein guter. Man schätzt sich. Gut
drei Jahrzehnte nachdem Lammert dort
bei demPolitikwissenschaftler Erwin Faul
promoviert wurde, ist er 2005 als Lehrbe-
auftragter an die Fakultät zurückgekehrt,
2008 wurde er zum Honorarprofessor er-
nannt,derzeit ist erbeurlaubt.Es istdiesel-
be Fakultät, die nun zu prüfen hat, was
dran ist an den Vorwürfen, Norbert Lam-
mert habe bei der Anfertigung seinerDok-
torarbeit seinerzeit unsauber gearbeitet.

Kann die Fakultät eines ihrer eigenen
Mitglieder unvoreingenommen prüfen?
Ja,meintderRektorderUniversität,Elmar
Weiler – allerdings mit Einschränkungen:
„Eine mögliche Befangenheit bei der Prü-
fungderVorwürfehabenwirvonvorneher-
ein berücksichtigt.“ Deshalb beginne die
Prüfung nun beim Ombudsmann der Uni-
versität und nicht bei der Fakultät, der
Lammert selbst angehört, sagtederRektor
der SZ. „Ich sehe keinen Interessenkon-
flikt.“Ombudsmann istderNeurophysiolo-

ge Ulf Eysel. Er wird nun dem Vorwurf
nachgehen, den amMontag ein anonymer
Plagiatsjäger im Internet aufgebracht hat-
te. Lammert soll unter anderem einen Teil
der als verwendet angegebenen Literatur
nicht gelesen, sondern unbesehen aus Se-
kundärliteratur übernommen haben.

Weiler verspricht, das Prüfverfahren
„so transparent wie möglich“ zu gestalten
und die Öffentlichkeit zu informieren.
„Der Ombudsmannwird demRektorat ei-
nen Bericht vorlegen und vorschlagen, wie
weiter verfahrenwerden soll.“ Erst danach
könnederFall andieFakultätgehen,dieei-
gentlich für die Prüfung der Plagiatsvor-
würfezuständig ist–odersogaraneineex-
ternePrüfkommission. ImFall derdamali-
gen Bundesbildungsministerin Annette
Schavan (CDU)hattedieprüfendeUniversi-
tät Düsseldorf viel Kritik einstecken müs-
sen.ZumeinenwegenunfreiwilligerTrans-
parenz: Ein vertraulicher Prüfbericht ge-
langte an die Öffentlichkeit, der Schavan
vorverurteilte.Zumanderen,weil dieHoch-
schulenachscharferKritiknur spärlich In-
formationen zum Verfahren herausgab.
 ROLAND PREUSS, RONEN STEINKE

Berlin – In der Debatte über eine Absen-
kung des Solidaritätszuschlags bremst
FDP-Chef Philipp Rösler die eigenen Leu-
te.Über einenAusstiegausdemSteuerauf-
schlag könne man erst reden, wenn die
Haushalte wieder Überschüsse erwirt-
schafteten, sagte Rösler vor Journalisten
im Berlin. „Erst steht das Thema Haus-
haltskonsolidierung an, dann 2015 die
schwarze Null“, sagte Rösler. „Dann, wenn
wir Überschüsse haben, muss das Thema
Entlastung auf die Tagesordnung.“ Damit
stehe eine Senkung des Soli „auf keinen
Fall“ schon 2014 an.

Zuvorwar ein Papier aus der FDP-Frak-
tionbekanntgeworden,dasebendieseEnt-
lastung schon für die Zeit ab 2014 vorrech-
net.Danachkönnte zunächst die Freigren-
ze für die Erhebung des Zuschlags auf
50 000 Euro angehoben werden, zugleich
fiele er für geringfügig Beschäftigte ganz
weg. „Ein privater Haushalt mit Einkom-
men ab 30 000 € wird im Jahre 2014 etwa
um 230 € entlastet“, heißt es in dem Pa-
pier. Die Steuer-Mindereinnahmen durch

diesenerstenSchritt,heißtes ineinemGut-
achten für die Fraktion, beliefen sich auf
knapp 5,6 Milliarden Euro. Mittlerweile
wirbt die Fraktion auch auf ihrer Home-
page für den Stufenplan. „Das Konzept ist
finanzierbar“, heißt es dort. Zuletzt hatte
unter anderem FDP-Vize Holger Zastrow
gefordert, mit der Abschaffung des Soli
2014 zu beginnen. Auch Jörg-Uwe Hahn,
der in Hessen als FDP-Landeschef in die
Wahl zieht, hatte für erste Entlastungen
schon im kommenden Jahr geworben. Aus
dem Soli, der als Aufschlag zur Einkom-
mensteuer erhoben wird, fließen derzeit
14MilliardenEuro in denBundeshaushalt.

DasvondereigenenFraktionbeauftrag-
te Gutachten interpretiert Rösler nun aber
deutlich vorsichtiger. Es zeige zumindest
auf, dass sich der Soli auch abbauen lasse,
ohnealleindieoberenEinkommensschich-
ten zu entlasten, sagte der Wirtschaftsmi-
nister. „Insofernhat dasGutachtendie Po-
sitionierung unterstrichen.“ Jenseits da-
von handele es sich aber um eine reine Si-
mulation.  MICHAEL BAUCHMÜLLER

Die Ermittler mutmaßten,
es ginge
um Rauschgift oder Schwarzgeld

„Fluchthilfe“ aus Tarifbindung

Frankfurt – Die evangelische Kirche
undWirtschaftsvertreter streiten über
einen einmaligen gesetzlichen Feiertag
zum 500. Jahrestag der Reformation
am31. Oktober 2017.Während die Unter-
nehmen auf die hohen Kosten eines
arbeitsfreien Tages verweisen, stellen
Spitzenrepräsentanten der Kirche die
herausragende kulturelle Bedeutung
des Jubiläums heraus. Am 31. Oktober
1517 hatteMartin Luther seine 95 kir-
chenkritischen Thesen veröffentlicht.
Dieses Datum gilt als Ausgangspunkt
der Reformation, aus der die protestan-
tischen Kirchen hervorgingen. In fünf
ostdeutschen Bundesländern ist der
Reformationstag bereits regelmäßiger
gesetzlicher Feiertag. EPD

Falsche Fährten
Von Fahndern jahrelang verdächtigt, werden die Opfer des NSU im Prozess rehabilitiert

Enthüllung
der Kronjuwelen

Dokumente Edward Snowdens nennen Namen privater
Telekom–Firmen, die Geheimdienste unterstützen

Die Polizei verwanzte das Auto, in dem Enver Simsek starb, und hörte die Witwe von dessen Träumen reden. FOTO: SCHMIDT/ACTION PRESS

Die Unternehmen
beherrschen große Teile der
weltweiten Internet-Infrastruktur

Rösler bremst beim Soli
FDP-Chef: Erst Haushalte konsolidieren, dann Abgabe senken

Streit um Feiertag

Hartz-IV-Antrag einfacher
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Ein Dienst, der jegliches Gefühl für Verhältnismäßigkeit verloren hat und dem Digitalwahn verfallen ist: die Zentrale der
britischen Government Communications Headquarters (GCHQ) in Cheltenham.  FOTO: DPA
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